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Die Neuwahlen ſind vor der Thür. 


Das bisherige Abgeordnetenhaus, deſſen Sitzungen 
am 23. Febr. d. J. geſchloſſen wurden, beſaß das volle 
Vertrauen des Landes. Es wurde durch dieſen früh⸗ 
zeitigen Schluß verhindert, die verfaſſungsmäßig ihm 
obliegenden Beſchlüſſe über die Einnahmen und Aus⸗ 
gaben des Staates zu faſſen. Es wurde verhindert, 
ſich über die ſchwere Kriegsgefahr auszuſprechen, die da⸗ 
mals ſchon auf unſer Vaterland einzudringen ſchien. 

Jetzt iſt dieſe Gefahr aber größer geworden, als die 
Regierung damals wohl dachte. Es iſt noch nicht das 
Stimme, daß wir vor und vielleicht ſchon in einem 
Kriege ſtehen gegen Kroaten und Slowaken, gegen 
Czechen und Ruthenen, gegen Magyaren und Rumänen, 
und wie alle die Völker heißen, die den öſterreichiſchen 
Fahnen folgen. Das unendlich Schlimmere iſt, 
daß es ſich handelt um den ſchrecklichſten aller 
Kriege, um einen Krieg von Deutſchen gegen 
Deutſche, einen Krieg, in welchem das deutſche Volk 
ſeinen eigenen Leib zerfleiſchen ſoll. 

In dieſer Lage fühlen die Miniſter, daß das Kom⸗ 
mandowort einer Regierung nicht Alles vermag, daß 
man zu den Zwecken eines ſolchen Krieges nicht unbe⸗ 
ſchränkt über die Armee und das Geld des Volkes 
gebieten kann. Darum haben ſie in der letzten äußerſten 
Stunde dem Könige gerathen, ſich an das Volk zu 
wenden. Sie haben vorgeſchlagen, daß es ihm gefallen 
möge, das bisherige Abgeordnetenhaus aufzulöſen, und 
uns zur Wahl eines neuen Abgeordnetenhauſes auf- 
zufordern. 


Die „Volksvertretung“, ſagen die Miniſter, muß 
jetzt berufen werden, „um die der Lage des Landes 
entſprechenden Beſchlüſſe zu faſſen“. Sie 
wird, ſagen ſie weiter, die „Stimmung“ kund geben, 
„welche das preußiſche Volk im jetzigen Augenblicke und 
mit Rückſicht auf die gegenwärtige Lage der Dinge be⸗ 
ſeelt“. Sie ſoll, fügt ein regierungsfreundliches Blatt 
hinzu, zwei Fragen beantworten: 

erſtens, „ob die bisher von der Regierung 


befolgte äußere Politik die Zuſtimmung und 
die Unterſtützung des Volkes verdient“, und 

zweitens, „ob man in den Perſonen, denen 
der König die Leitung der Geſchäfte anvertraut, 
die nöthige Kraft und die nöthige Umficht zu 
finden glaubt, dieſe Politik bis ans Ende zu 
führen und Preußen ſiegreich aus der drohenden 
Kriſis hervorgehen zu laſſen.“ 

Wir wiſſen nicht, was das regierungsfreundliche 
Blatt bei dieſer Frageſtellung ſich denkt ahl aber 
wiſſen wir, daß die Wählerſchaften des Landes 
beide Fragen mit einem lauten Nein beant- 
worten werden, wenn die Wähler nicht ſeit den 
letzten Kundgebungen ihre Anſichten geändert haben. 

Was die erſte Frage betrifft, ſo hat, wie wir ſchon 
neulich nachwieſen, die „äußere Politik“ des gegen⸗ 
wärtigen Miniſteriums es dahin gebracht, daß ſelbſt 
der Sieg über Oeſterreich uns wahrſcheinlich 
ebenſo unglücklich machen würde, wie eine Nie- 
derlage, und daß dennoch“) die Erhaltung des 
Friedens unter dieſem Miniſterium ſchwerlich 
als ein Glück zu betrachten wäre. 

Die äußere Politik der Miniſter ſteht aber im 
innigſten Zusammenhang mit der inneren Politik, die 
ſie befolgt haben. Die Miniſter haben bei der Leitung 
der inneren Angelegenheiten des Landes die Ver⸗ 
faſſung und die Geſetze deſſel ben nicht jo verſtan⸗ 
den, wie das Volk ſie verſteht. Sie haben für die 
Wohlfahrt des Landes und des Volles nicht geſorgt, 
wie wir es für recht und für nothwendig halten. Wie 
fie gegen das preußiſche Volk verfuhren, jo find ſie auch 
gegen Schleswig⸗Holſtein und gegen das übrige Deutſch⸗ 
land verfahren. 

Das neue Abgeordnetenhaus darf daher über die 
innere Politik der Miniſter nicht ſchweigen, wie das 
miniſterfreundliche Blatt es verlangt, ſondern es muß 
über daſſelbe ſprechen, und zwar ſo vernehmlich, 
daß Niemand ſeine Sprache mißverſtehen kann. 


*) Statt dieſes „dennoch“ war in der vorigen Nummer 
durch ein Verſehen „demnach“ gedruckt worden. 


Es muß die erſte jener beiden Fragen daher fol- 
gender Maßen beantworten: 

Die bisher von der Regierung be⸗ 
folgte äußere und innere Politik verdient 
die Zuſtimmung und die Unterſtützung 
des Volkes nicht. 

Wie die Antwort auf die zweite Frage zu lauten 
hat, verſteht ſich demnach von ſelbſt. Sie wird lauten: 

Der innere und äußere Friede des Lan⸗ 
des wird nur dann, dann aber auch ſicher, 
hergeſtellt werden, wenn der König 
andere und ſolche Miniſter ernennt, die 
neben ſeinem Vertrauen auch das Ver⸗ 
trauen des Landes beſitzen. 

Aber — und daran denke ein Jeder unter uns — 
wir werden ein Abgeordnetenhaus, das alſo 
antwortet, und das „die der Lage des Landes“ 
wirklich „entſprechenden Beſchlüſſe“ faßt, und 
damit uns aus der furchtbaren Lage, in der 
das Land und wir Alle uns gegenwärtig be⸗ 
finden, wirklich befreit, nur dann bekommen, 

wenn zu und bei den bevorſtehenden Wahlen 
ein Jeder von uns ſeine Schuldigkeit thut 
nach Pflicht und Gewiſſen. 

Wir wiederholen, was wir ſchon neulich ſagten: 
Wer aus Selbſtſucht oder aus Menſchenfurcht 
ſeine Schuldigkeit zu und bei den bevorſtehen⸗ 
den Wahlen nicht thut, der trägt die Mitſchuld 
an dem Unglücke des Landes, und es iſt ſeine eigene 
Schuld, wenn dies Unglück in ſeiner ſchwerſten 
Geſtalt auch auf ſein Haupt kommt. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Seit unſerer letzten Wochenſchau iſt ein 
großes und hoch wichtiges Ereigniß für unſer Vaterland ein⸗ 
getreten: Die Regierung hat das Abgeordnetenhaus 
aufgelöſt. Das Miniſterium motivirt dieſen Schritt auf 
folgende Weiſe: : 

„In den auswärtigen Beziehungen des Landes ift in 
Folge der bedrohlichen Haltung, welche mehrere Nachbar⸗ 
Regierungen gegen Preußen angenommen haben, eine 
Spannung eingetreten, welche Ew. Königl. Majeſtät, nach 
den ſorgfältigſten und ausdauerndſten Bemühungen zu ihrer 
Beſeitigung, in die Nothwendigkeit verſetzt hat, umfaſſende 
Vorkehrungen zur Sicherheit des Landes anzuordnen. Das 
ehrfurchtsvoll unterzeichnete Staats⸗Miniſterium glaubt unter 
dieſen Umſtänden, daß Ew. Königl. Majeftät den Augenblick 
gekommen halten werden, die Volks - Vertretung in Geſtalt 
des Allgemeinen Landtages der Monarchie um den Thron zu 
verſammeln, um die der Lage des Landes entſprechenden 
Beſchlüſſe zu faſſen und der Einmüthigkeit, welche das Volk 
beſeelt, wenn es der Erhaltung der Unabhängigkeit und der 
Ehre des Landes gilt, den legalen Ausdruck zu geben. — 
Das jetzige Haus der Abgeordneten, wenn auch feine Mehr⸗ 
heit, Angeſichts der Gefahren, welche das Vaterland bedrohen, 
ihre Hingebung an daſſelbe gewiß bereitwillig bethätigen 
würde, iſt doch unter dem Einfluſſe anderer Verhältniſſe 
gewählt worden, als diejenigen ſind, welche heute beſtimmend 
auf die Wähler wirken müſſen. — Ew. Königl. Majeſtät 
werden das Bedürfniß fühlen, die Stimmung zu kennen und 


zum Ausdruck gebracht zu ſehen, welche das preußiſche Volk 
im letzigen Augenblick und mit Rückſicht auf die gegenwärtige 
Lage der Dinge beſeelt. — Wir glauben deßhalb Ew. Königl. 
Majeſtät ehrfurchtsvoll rathen zu ſollen, auf Grund des 
Art. 51 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850 
das Abgeordnetenhaus aufzuldjen, damit unverzüglich 
Neuwahlen angeordnet werden können. — Ew. Königl. Maj. 
bitten wir daher, die im Entwurfe beigefügte Verordnung wegen 
Auflöſung des Hauſes der Abgeordneten vollziehen zu wollen.“ 
So hat denn das Miniſterium in dem Moment, wo 
das ganze Volk geſpannt der Entwickelung des auswärtigen 
Konfliktes folgt, daſſelbe daran gemahnt, daß es den inneren 
Konflikt nicht vergeſſen ſoll. Dieſe Mahnung vor allem liegt 
nach unſerer Anſcht in dem Hinblick auf die bevorſtehenden 
Neuwahlen. Dieſe werden aller Wahrſcheinlichkeit nach ſtatt⸗ 
finden unter Verhältniſſen, wie in Preußen und vielleicht 
auch in den meiſten anderen Staaten noch keine Wahl ftatt- 
ae hat. Welchen Einfluß werden die veränderten Ver⸗ 
hältniſſe auf die Wahl ausüben? Wird ſich das Volk gleich- 
gültig zeigen gegen ſeine Ueberzeugungen und gegen ſeine 
Rechte und nur noch an Krieg denken? Wir glauben, wer 
das denkt und darauf ſpekulirt, der täuſcht ſich. Gerade 
weil der Krieg fo ſchwere Opfer fordert, wird ſich unſer ge- 
iu been Volk fragen, ob es die Politik billigt, die uns 
in dieſen Krieg geführt hat. Es wird ſich ferner fragen, 
wie es gekommen iſt, daß die Wege der Regierung fo weit 
9 von denen, welche die Wünſche des Volkes bezeichnet 
10 en und mit dieſer Frage ſteht es wieder von dem inneren 
onflikt, an der Verfaſſungslücke, an dem budgetloſen Zu⸗ 
ſtande. Um dieſen Konflikt in verfaſſungsmäßiger Weiſe 
zum Austrag zu bringen, hat die liberale Partei an das 
Miniſterium oft das Verlangen geſtellt, es möge doch, wenn 
es nicht ſelbſt zurücktreten wolle, von dem konſtitutionellen 
Rechte Gebrauch machen und das Abgeordnetenhaus auflöfen. 
Jetzt hat die Regierung endlich dieſen Wunſch er⸗ 
füllt, erfüllt in einem Augenblicke, wo es vielleicht nicht 
mehr möglich iſt, daß die Stimme der neugewählten Volks⸗ 
vertreter noch entſcheidend in den Lauf der Politik einzugreifen 
vermag. Aber das möge das Volk nicht abhalten, ſeine 
Pflichten bei den Wahlen zu erfüllen, ſich mit Eifer 
daran zu betheiligen und ſeinen Ueberzeugungen am Wahltiſch 
Ausdruck zu geben, gerade weil der Staat ſich in einer 
roßen Kriſis befindet. Denn nur dann können die 
höchſten Leiſtungen des Volkes möglich gemacht 
werden, wenn es vorher ſein volles Recht erlangt 
hat, wenn es ſich alfo im Vollgefühl feiner ver- 
faffungsmäßigen Freiheit bewegt. 
Inzwiſchen wirkt die Ausſicht auf einen Krieg 
ſchon jetzt lähmend auf alle Geſchäfte, ſo daß mancher 
brave und redliche Bürger, welcher bis dahin in ganz 
eordneten Verhältniſſen gelebt hat, verzweiflungsvoll in die 
Zukunft blickt, da er nicht überſehen kann, ob er in der näch⸗ 
ſten Zeit noch ſich auf redliche Weiſe ſein Brod 
verdienen kann. Außerdem werden aber auch viele Tauſende 
von Familien durch die Einziehung ihrer Mitglieder zu den 
Fahnen auf das Furchtbarſte in ihren Erwerbsverhältniſſen 
geſtört, und es darf daher nicht Wunder nehmen, wenn an 
jo manchem Ort die Reſerven und Landwehrmänner ſich un- 
muthig zu einem Kriege ſtellen, bei dem das Herz des Volkes 
nicht iſt. 

1 die Ausdehnung und die Einzelheiten der Rüſtungen 
anbetrifft, ſo wollen wir nur mittheilen, daß die Einziehungen 
bis tief in das zweite Aufgebot der Landwehr 1 
und daß die Truppenkonzentrationen in der Richtung nach 
der ſächſiſchen und öſterreichiſch⸗ſchleſiſchen Grenze ſtattfinden. 


Bei dem Umfange, welchen der drohende 18 möglicher 
Weiſe annehmen kann, erwartet man von vielen Seiten, daß 
die Regierung doch das Bedürfniß fühlen werde, eine Aus⸗ 
gleichung des innern Konflikts zu ſuchen, und daß deshalb 
ein liberales Miniſterium eingeſetzt werden folle. Wenn man 
aber dabei daran denkt, daß man zu dieſem Zwecke nur 
einige Perſonen zu wechſeln brauche, während der gegen⸗ 
wärtige Lenker unſerer Politik, der Graf Bismarck, im Amte 
bleiben könne, ſo begeht man nach unſerer Meinung einen 
ſchweren Iirthum, denn das Volk hat nach den jahrelangen 
Kämpfen für ſein verfaſſungsmäßiges Recht darauf zu ſehen, 
daß ihm daſſelbe nun auch voll gegeben werde, und zwar ſo, 
daß es die Sicherheit des Beſitzes genießt. Das ſcheint uns 
unter dem Grafen Bismarck nicht möglich, wenn auch ſeine 
Freunde verbreiten, er ſei eigentlich ein „liberaler Mann“. 

Mit dem „heidenmäßig vielen Gelde“, über das unſere 
Regierung angeblich verfügt, ſcheint es nicht weit her zu ſein, 
denn ſchon jetzt werden Verſuche gemacht, das Landvolk dazu 
zu bewegen, die Steuern auf ein halbes Jahr im Voraus 
zu bewilligen. Man findet jedoch ſehr wenig Bereitwilligkeit, 
von allen Seiten wird die Antwort gegeben: Wenn die 
Regierung Geld braucht, fo ſoll fie ſich an das 
Abgeordnetenhaus wenden; dieſes hat verfaſſungsmäßig 
das Recht zur Geldbewilligung; bewilligt biejelbe der Re⸗ 
gierung Geld, ſo wollen wir es gern bezahlen, ſonſt nicht. 

In Berlin hatte die Regierung vor kurzem fieben Stadt- 
räthe nicht beſtätigt; die Stadtverordnetenverſammlung hat 
fie wieder gewählt und gleichzeitig eine Beſchwerde an das 
Miniſterium eingereicht. Sest hat die Regierung ſechs von 
jenen ſieben Stadträthen beſtätigt. 

In Folge des Obertribunals⸗Beſchluſſes vom 
29. Januar iſt nun wirklich die Unterſuchung gegen die 
Abg. Frenzel und Tweſten eingeleitet worden. Gegen 
Frenzel hat ſchon die Verhandlung vor dem Gericht zu Gum⸗ 
binnen ſtattgefunden, und hat daffelbe, ohne auf die Anklage 
ſelbſt einzugehen, auf Grund des Artikels 84 der Verfaſſung 
auf Freiſprechung erkannt. , 

Die Regierung hat ſich durch den allgemeinen Nothſtand 
veranlaßt geſehen, die Wuchergeſetze aufzuheben, aber lei ⸗ 
der hat ſie dies nicht in vollem Umfange gethan, ſondern es 
bleiben die bisherigen Zinsbeſchränkungen für Darlehen, 
ſte deren Sicherheit Grundeigenthum verpfändet wird, be⸗ 

ehen. . g 

e Es herrſcht allgemein im ganzen Lande eine 
roße Abneigung gegen einen etwaigen Krieg, was leicht er⸗ 
ärlich iſt, da Sachſen wahrſcheinlich der Schauplatz des 
Kampfes ſein dürfte. . 

Hannover. Die Hannöverihe Regierung hat jetzt auch, 
wie man ſagt, gegen Preußen Partei genommen, ſo daß von 
allen deutſchen Staaten nur Mecklenburg und Oldenburg 
auf der Seite Preußens ſtehen. Die Haltung Harnovers 
iſt ſowohl für Oeſterreich als auch für Preußen von der 
höchſten Wichtigkeit, denn den Oeſterreichern gewährt Hannover 
eventuellen Schutz für die iſolirt in Holſtein ſtehenden Truppen, 
und für Preußen iſt das Bündniß Hannovers faſt noth 
wendig wegen der Verbindung der öſtlichen und weſtlichen 
Hälfte des Reiches. 

Oeſterreich. Die Rüſtungen werden in ganz Oeſterreich 
mit ungeheurem Eifer betrieben. Allenthalben werden Frei⸗ 
willigen ⸗ Korps gebildet, ja man iſt fogar mit der Bildung 
einer polniſchen Legiq beſchäftigt, durch welche man wohl 
hauptſächlich den Fuller, falls dieſe ſich gegen Defterreich 
erklären würden, Unannehmlichkeiten bereiten will. Wie es 
den Anſchein hat, iſt man in Wien mehr darauf bedacht, im 
Norden als im Süden große Truppenmaſſen anzuſammeln, 


wodurch die Gerüchte von einem beabſichtigten Verkauf 
Venetiens an Italien ſehr an Bedeutung gewonnen haben. 

Italien. Der junge Staat macht die größten An⸗ 
ſtrengungen, um ein Heer auf die Beine bringen zu können, 
welches den Oeſterreichern Stand halten kann. Die Be⸗ 
geiſterung, welche das Volk in der ganzen Halbinſel für den 
Krieg zeigt, beweiſt ſehr klar, wie ſehr die Konfolidation des 
neuen Staates um ſich gegriffen hat. — Garibaldi hat 
das Kommando der Freiſchaaren übernommen. 


Die augenblickliche Lage und das Landwehrſyſtem. 

Das Elend, welches ein Krieg über ein Land bringen 
kann, das durch Fleiß und Arbeit zu einem erfreulichen 
Wohlſtande gelangt ift, wiſſen nur die älteren Leute in 
unſerem Staate zu würdigen. Sie haben es erlebt, welche 
Noth das Land während und noch lange nach den Napo⸗ 
leoniſchen Kriegen erduldet hat, und fie können Jedem, der 
ſich darüber Auskunft verſchaffen will, davon erzählen. Da 
kann man hören, wie der kräftigſte Theil der Bevölkerung 
dem Lande fortdauernd entzogen wurde, wie durch die 
Stockungen im Handel und Verkehr der Wohlſtand vieler 
Tauſend und Abertauſend Familien vernichtet wurde, 
wie durch die hohen Steuern und die Kriegskontributionen 
die Einwohner des Landes verarmten, und wie lange 
Zeit nach dem Kriege das erſchöpfte Land ge⸗ 
brauchte, um ſich von den tiefen Wunden zu 
erholen. 

Dank dem Fleiße und der Betriebſamkeit unſeres Volkes, 
hat Preußen in bewundernswürdiger Weiſe die Folgen jener 
Kriege im Anfange dieſes Jahrhunderts verſchwinden ge 
macht. Während benachbarte Staaten nur langſam und all⸗ 
mählig den zerrütteten Wohlſtand ihrer Völker wiederher⸗ 
ſtellten, iſt Preußen zu einer im Verhältniß zu 
ſeiner Größe und ſeinen natürlichen Hilfsquellen 
ungeahnten Wohlhabenheit emporgeblüht, ſo daß 
es in dieſer Beziehung viele größere und günſtigere von der 
Natur bedrohte Staaten weit überragt. 

„Dieſer Wohlſtand verlangt aber eine ſorg⸗ 
fältige Pflege, damit er nicht ſchnell in ſich zuſammen⸗ 
ſtürze. Da er nicht auf Bodenreichthum oder dergl. beruht, 
ſondern einzig und allein durch die Arbeit des Volkes 
geſchaffen iſt, ſo war ſeine Entwickelung natürlich nur 
dadurch möglich, daß man die Arbeitskraft des Staates 


ſo wenig wie möglich zu unproduktiven Zwecken 


verwendete, d. h. daß man ein Militärſyſtem wie das im 
Geſetz vom 3. Sept. 1814 enthaltene zur Anwendung 
brachte. Es genügte dies Militärſyſtem den Anforderungen, 
welche man an die Vertheidigungsfähigkeit des Staates 
ſtellte, und geſtattete doch dabei der induſtriellen Thätigkeit 
volle Entfaltung, während es zugleich die finanziellen Kräfte 
des Landes ſchonte. Natürlich muß nun aber auch, da die 
Bedeutſamkeit unſerer Industrie weſentlich auf der Verfüg⸗ 
barkeit über eine genügende Menge von Arbeitskräften beruht, 
dieſe Induſtrie empfindlich davon berührt werden, wenn ihr 
plötzlich, wie dies bei einem ausbrechenden Kriege geſchehen 


muß, eine große Anzahl von Arbeitskräften entzogen wird. 
Rechnet man nun dazu, daß in ſolcher Zeit ſich die 
Fnangiellen Anforderungen, welche die Regierung an das 
olk ſtellen muß, ſehr ſchnell ſteigern, jo kann man leicht 
einſehen, wie nicht nur die Induſtrie, dieſe Quelle unſeres 
Reichthums, ſtocken, ſondern wie auch der erworbene Reich⸗ 
thum ſich ſchnell vermindern wird. 
Ein Vorſpiel zu dieſen Erſcheinungen ſehen wir leider 
jetzt ſchon, ehe wir uns noch im Kriege befinden. 
Von allen Orten des Landes gelangt die Kunde zu uns daß 


der Handel und Verkehr ſtocken und daß viele Tau⸗ 
ſende von Arbeitern brodlos werden. Dieſe Arbeiter 
müſſen nun nothgedrungen die Erſparniſſe vieler Jahre voll 
Mühe und Arbeit aufzehren, und ſehen die traurige Zukunft 
vor Augen, daß ſie, ſobald nicht ſehr bald eine Aenderung 
eintritt, der öffentlichen Mildthätigkeit anheimfallen. Aber 
nicht ſie allein trifft der Schaden. Die plötzliche und ſo be⸗ 
deutende Entwerthung aller Beſitze, verbunden mit der 
Stockung des Kredites hat auch einen großen Theil der 
Kaufleute, Fabrikanten und Handwerker in ihren 
Vermögens verhältniſſen jo weit zurückgebracht, 
daß ſie kaum in der Lage ſind, ihren Verpflichtungen nach⸗ 
zukommen, und daß es ihnen ſchwerlich möglich ſein wird, 
großen Anforderungen des Staates an die Ananzieile Kraft 
des Volkes zu genügen. 

„Dieſe Verhältniſſe zeigen ſich jetzt thatſächlich Jedem, der 
ſeine Augen nicht verſchließen will, und ermahnen zu der 
Betrachtung: wie das werden wird, wenn erſt ein Krieg 
ausbricht, deſſen Dauer und Ende ſich in keiner Weiſe vor⸗ 
ausſagen läßt? 

Wir wollen hier nicht auf eine Schilderung ſolcher Zu⸗ 
ſtände, die ſich Jeder ſelbſt ausmalen kann, eingehen, ſondern 
nur eine kurze, aber für unſeren inneren Verfaſſungskonflikt 
überaus wichtige Betrachtung daran knüpfen. 

Wir ſind ganz überzeugt, daß ſo mancher Vertheidiger 
der Reorganiſation auf die geſchilderten traurigen Erſckei⸗ 
nungen, die ſich jetzt ſchon vor dem Kriege zeigen, hinweiſen 
und ſagen wird: „Seht, das ſind die Folgen Eures 
vielgerühmten Landwehrſyſtems! Hätten wir die 
Reorganiſation ausführen können, ja, wäre es uns geſtattet 

ee, zu einem Wehrſyſtem zurückzukehren, wie es in 

rankreich gilt, jo würde jetzt die Störung eines Krieges für 
unſeren Handel und Verkehr nur eine ſehr geringe ſein.“ 

Das beſtreiten wir auf das Entſchiedenſte. 
Unter allen Umſtänden würde die mit der Befürchtung 
eines Krieges verbundene Kreditſtörung und Stockung der 
Handelsbeziehungen ſehr fühlbar werden, und wenn wirklich 
ein merkbarer Unterſchied ſich zeigen könnte, ſo würde es nur 
darin ſeinen Grund haben, daß die Uebelſtände ſich bei dem 
Landwehrſyſtem ſchneller bemerkbar machen, und daß ſich bei 
einem anderen Militärſyſtem unſer Wohlſtand überhaupt 
nicht hätte zu einer ſolchen Höhe entwickeln können, wie dies 
geſchehen iſt, und daß deßhalb die Berlufte weniger bedeutend 
geweſen ſein würden. 

Aber ſelbſt zugegeben, daß jene Behauptung der Ber 
theidiger der Reorganiſation im Weſentlichen richtig iſt, oder 
daß man einen beſonderen Werth darauf legt, daß ſich bei 
Einführung der. Reorganiſation die traurigen Wirkungen 
eines Krieges erſt ſpäter zeigen würden, ſo kann dies unſer 
Urtheil über den Werth des Landwehrſyſtems und der Reor⸗ 
ganiſation in keiner Weiſe ändern. 

Für uns beſteht der Werth des Landwehrſyſtems 
in zwei Punkten. Erſtens in dem Umſtande, daß es eine 

enügende Vertheidigungskraft für das Land 
ſchafft, ohne dem Lande im Frieden verhältnißmäßig große 
finanzielle Opfer aufzuerlegen und ohne ihm mehr Arkeits⸗ 
kraft zu entziehen, als unumgänglich nothwendig iſt. Dadurch 
wird der Wohlſtand des Landes gefördert und daſſelbe fähig 
gemacht, die Opfer und Laſten eines Krieges zu tragen. 
Die Opfer und Laſten eines Krieges ſind aber an 
ſich unter allen Umſtänden ſo bedeutend, die Gräuel, 
welche ein Krieg mit ſich bringt, ſo furchtbar, daß jene vor⸗ 
läufig ſich zeigende traurige Erſcheinungen alsdann ganz 


unbedeutend erſcheinen, und deßhalb ſehen wir zweitens einen 
weſentlichen Vortheil des Landwehrſyſtems in dem Umſtande, 
daß ſich der Einfluß des Krieges auf den Wohl⸗ 
ſtand des Landes augenblicklich auf eine ſehr empfind⸗ 
liche Weiſe bemerklich macht. Es iſt dies ein 
Mahnruf, welcher vor jedem Kriege warnen wird, der 
nicht einzig und allein im Intereſſe des Volkes 
und unter deſſen allgemeinſter Billigung geführt 
wird. Nur dann wird das Volk dieſe nicht zu vermeidenden 
Opfer freudig tragen, denn nur dann läßt ſich hoffen, daß 
durch den Krieg etwas erreicht wird, was dem Volke des 
Opfers werth ſcheint. 

An dieſen weſentlichen Geſichtspunkt bei Entſcheidung der 
Frage: „Ob Reorganiſation, ob Landwehr?“ mahnt 
uns die gegenwärtige Zeit in dringenſter Weiſe, und wir 
Ale es deßhalb, beſonders angeſichts der bevorſtehenden 

euwahlen, für unſere Pflicht, unſeren Leſern dieſes Ver⸗ 
hältniß noch einmal vor die Augen zu führen. 


Die Betheiligung des Militärs bei den Wahlen. 
In Folge verſchiedener Anfragen an uns theilen wir hier 
die betreffenden Paragraphen der Verordnung über die Aus- 
führung der Wahl der Abgeordneten zur 2. Kammer vom 30. 
Mai 1849 und des Reglements zu dieſer Verordnung mit. 

F. 9 der Verordnung lautet: 

„Die Militärperſonen des ſtehenden Heeres und die 
Stamm⸗Mannſchaften der Landwehr wählen an ihrem Stand⸗ 
orte, ohne Rückſicht darauf, wie lange fie ſich an demſelben 
vor der Wahl aufgehalten haben. Sie bilden, wenn ſie in 
der Zahl von 750 Mann oder darüber zuſammenſtehen, 
einen oder mehrere beſondere Wahlbezirke. Landwehrpflichtige, 
welche zur Zeit der Wahlen zum Dienſte einberufen ſind 
wählen an dem Orte ihres Aufenthaltes für ihren Heimaths⸗ 
Bezirk.“ 

§. 8 des Reglements lautet: 

„Aus der Abtheilungsliſte des Urwahlbezirks wird für 
jeden einzelnen Tanwehrpftichtigen Urwähler, welcher zur 
Zeit der Wahl zum Dienſte einberufen iſt, ein Auszug ge⸗ 
macht. Derfelbe muß enthalten: 

a) den Namen und Wohnort des Urwählers, 

b) den Steuerbetrag, mit welchem er zum Anſatz gekom⸗ 
men iſt, j . 

c) 15 a und die Abtheilung, für welche er zu wäh⸗ 
en hat, 

d) die Zahl der von der Abtheilung zu wählenden Wahl ⸗ 
männer. 

Dieſer Auszug iſt dem ſtellvertretenden Landwehr⸗ 
Bataillons⸗Kommandeur mit dem Erſuchen zu überſenden, 
ihn, Behufs der Ausfüllung der Namen der Wahlmänner 
durch die landwehrpflichtigen Urwähler, an den Kommandeur 
desjenigen Bataillons gelangen zu laſſen, zu welchem die⸗ 
ſelben einberufen ſind. 5 

Auf demſelben Wege gelangt der ausgefüllte Auszug zu ⸗ 
rück, und iſt die Requiſition, ſo wie die Erledigung derſelben 
fo zu beschleunigen, daß die ausgefüllten Auszüge noch vor 
ein Wahltermin in den Händen des Wahl⸗Kommiſſars ſich 
befinden. 

Daſſelbe Verfahren findet ſtatt, wenn bei engeren 
Wahlen eine nochmalige Stimmen ⸗Abgabe der Landwehr⸗ 
männer erforderlich werden ſollte, un! find in dieſem Falle 
auf dem Auszuge die Namen derjenigen Kandidaten zu ver- 
merken, auf welche die Stimmgebung ſich nur erſtrecken 
darf.“ 
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